
 

Exekutionsordnung 
Gesetz vom 27. Mai 1896, über das Exekutions- und Sicherungsverfahren 

 

§ 382b Schutz vor Gewalt in Wohnungen 

 

(1) Das Gericht hat einer Person, die einer anderen Person durch einen körperlichen Angriff, eine 
Drohung mit einem solchen oder ein die psychische Gesundheit erheblich beeinträchtigendes 
Verhalten das weitere Zusammenleben unzumutbar macht, auf deren Antrag 

1. das Verlassen der Wohnung und deren unmittelbarer Umgebung aufzutragen und 

2. die Rückkehr in die Wohnung und deren unmittelbare Umgebung zu verbieten, 

        wenn die Wohnung der Befriedigung des dringenden Wohnbedürfnisses des Antragstellers dient. 

(2) Bei einstweiligen Verfügungen nach Abs. 1 ist keine Frist zur Einbringung der Klage (§ 391 Abs. 2) 
zu bestimmen, wenn die einstweilige Verfügung für längstens sechs Monate getroffen wird. 

(3) Verfahren in der Hauptsache im Sinne des § 391 Abs. 2 können Verfahren auf Scheidung, 
Aufhebung oder Nichtigerklärung der Ehe, Verfahren über die Aufteilung des ehelichen 
Gebrauchsvermögens und der ehelichen Ersparnisse und Verfahren zur Klärung der 
Benützungsberechtigung an der Wohnung sein. 

 

§ 382c Verfahren und Anordnung 

 

(1) Von der Anhörung des Antragsgegners vor Erlassung der einstweiligen Verfügung nach § 382b Abs. 
1 ist insbesondere abzusehen, wenn eine weitere Gefährdung durch den Antragsgegner 
unmittelbar droht. Dies kann sich vor allem aus einem Bericht der Sicherheitsbehörde ergeben, den 
das Gericht von Amts wegen beizuschaffen hat; die Sicherheitsbehörden sind verpflichtet, solche 
Berichte den Gerichten unverzüglich zu übersenden. Wird jedoch der Antrag ohne unnötigen 
Aufschub nach einem Betretungsverbot gestellt (§ 38a Abs. 7 SPG), ist dieser dem Antragsgegner 
unverzüglich zuzustellen. 

(2) Der Auftrag zum Verlassen der Wohnung ist, wenn der Antragsteller nichts anderes beantragt, dem 
Antragsgegner durch das Vollstreckungsorgan beim Vollzug zuzustellen. Dieser Zeitpunkt ist dem 
Antragsteller mitzuteilen. 

(3) Vom Inhalt des Beschlusses, mit dem über einen Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung 
nach § 382b entschieden wird, und von einem Beschluß, mit dem die einstweilige Verfügung 
aufgehoben wird, sind auch 

1. im Gebiet einer Gemeinde, für das die Landespolizeidirektion zugleich Sicherheitsbehörde 

erster Instanz ist, die Landespolizeidirektion, sonst die örtlich zuständige 

Bezirksverwaltungsbehörde als Sicherheitsbehörde, 

2. ist eine der Parteien minderjährig, auch der örtlich zuständige Kinder- und Jugendhilfeträger 

        unverzüglich zu verständigen. 

(4) Hat der Antragsgegner gegenüber Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes aus Anlaß einer 
Wegweisung nach § 38a Abs. 3 SPG eine Abgabestelle bekanntgegeben, so gilt diese als 
Abgabestelle für das gerichtliche Verfahren. Hat der Antragsgegner eine solche Bekanntgabe trotz 
Hinweises auf die Rechtsfolgen unterlassen, so können die Zustellungen im Verfahren über die 
einstweilige Verfügung durch Hinterlegung so lange ohne vorausgehenden Zustellversuch 
vorgenommen werden (§§ 8 und 23 Zustellgesetz), bis dem Gericht eine Abgabestelle 
bekanntgegeben wird. 

 

§ 382d Vollzug 

 

(1) Einstweilige Verfügungen nach § 382b sind sofort von Amts wegen oder auf Antrag zu vollziehen. 

(2) Beim Vollzug einer einstweiligen Verfügung nach § 382b Abs. 1 EO hat das Vollstreckungsorgan 
den Antragsgegner aus der Wohnung zu weisen und ihm alle Schlüssel zur Wohnung abzunehmen 



 

und bei Gericht zu erlegen. Es hat dem Antragsgegner Gelegenheit zur Mitnahme seiner 
persönlichen Wertsachen und Dokumente sowie jener Sachen zu gewähren, die seinem alleinigen 
persönlichen Gebrauch oder der Ausübung seines Berufs dienen. 

(3) Ist der Antragsgegner beim Vollzug einer einstweiligen Verfügung nach § 382b Abs. 1 nicht 
anwesend, so hat ihm das Vollstreckungsorgan auf seinen Antrag binnen zweier Tage Gelegenheit 
zu geben, seine Sachen im Sinn des Abs. 2 aus der Wohnung abzuholen. Auf dieses Recht ist der 
Antragsgegner vom Vollstreckungsorgan durch Hinterlassung einer Nachricht an der 
Wohnungstüre hinzuweisen. 

(4) Das Gericht kann auch die Sicherheitsbehörden mit dem Vollzug einer einstweiligen Verfügung nach 
§ 382b durch die ihnen zur Verfügung stehenden Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
beauftragen. In diesem Fall sind diese Organe als Vollstreckungsorgane jeweils auf Ersuchen des 
Antragstellers verpflichtet, den einer einstweiligen Verfügung nach § 382b entsprechenden Zustand 
durch unmittelbare Befehls- und Zwangsgewalt herzustellen und dem Gericht, das die einstweilige 
Verfügung erlassen hat, darüber zu berichten. 

 

§ 382e Allgemeiner Schutz vor Gewalt 

 

(1) Das Gericht hat einer Person, die einer anderen Person durch einen körperlichen Angriff, eine 
Drohung mit einem solchen oder ein die psychische Gesundheit erheblich beeinträchtigendes 
Verhalten das weitere Zusammentreffen unzumutbar macht, auf deren Antrag 

1. den Aufenthalt an bestimmt zu bezeichnenden Orten zu verbieten und 

2. aufzutragen, das Zusammentreffen sowie die Kontaktaufnahme mit dem Antragsteller zu 

vermeiden, 

        soweit dem nicht schwerwiegende Interessen des Antragsgegners zuwiderlaufen. 

(2) Bei einstweiligen Verfügungen nach Abs. 1 ist keine Frist zur Einbringung der Klage (§ 391 Abs. 2) 
zu bestimmen, wenn die einstweilige Verfügung für längstens ein Jahr getroffen wird. Gleiches gilt 
für eine Verlängerung der einstweiligen Verfügung nach Zuwiderhandeln durch den Antragsgegner. 

(3) Wird eine einstweilige Verfügung nach Abs. 1 gemeinsam mit einer einstweiligen Verfügung nach § 
382b Abs. 1 erlassen, so gelten § 382b Abs. 3 und § 382c Abs. 4 sinngemäß. 

(4) Das Gericht kann mit dem Vollzug von einstweiligen Verfügungen nach Abs. 1 die 
Sicherheitsbehörden betrauen. § 382d Abs. 4 ist sinngemäß anzuwenden. Im Übrigen sind 
einstweilige Verfügungen nach Abs. 1 nach den Bestimmungen des Dritten Abschnitts im Ersten 
Teil zu vollziehen. 

 

§ 382g Schutz vor Eingriffen in die Privatsphäre 

 

(1) Der Anspruch auf Unterlassung von Eingriffen in die Privatsphäre kann insbesondere durch folgende 
Mittel gesichert werden: 

1. Verbot persönlicher Kontaktaufnahme sowie Verbot der Verfolgung der gefährdeten Partei, 

2. Verbot brieflicher, telefonischer oder sonstiger Kontaktaufnahme, 

3. Verbot des Aufenthalts an bestimmt zu bezeichnenden Orten, 

4. Verbot der Weitergabe und Verbreitung von personenbezogenen Daten und Lichtbildern der 

gefährdeten Partei, 

5. Verbot, Waren oder Dienstleistungen unter Verwendung personenbezogener Daten der 

gefährdeten Partei bei einem Dritten zu bestellen, 

6. Verbot, einen Dritten zur Aufnahme von Kontakten mit der gefährdeten Partei zu veranlassen. 

 (2) Bei einstweiligen Verfügungen nach Abs. 1 Z 1 bis 6 ist keine Frist zur Einbringung der Klage (§ 391 
Abs. 2) zu bestimmen, wenn die einstweilige Verfügung für längstens ein Jahr getroffen wird. 
Gleiches gilt für eine Verlängerung der einstweiligen Verfügung nach Zuwiderhandeln durch den 
Antragsgegner. 

 (3) Das Gericht kann mit dem Vollzug von einstweiligen Verfügungen nach Abs. 1 Z 1 und 3 die 
Sicherheitsbehörden betrauen. § 382d Abs. 4 ist sinngemäß anzuwenden. Im Übrigen sind 
einstweilige Verfügungen nach Abs. 1 nach den Bestimmungen des Dritten Abschnitts im Ersten 
Teil zu vollziehen. 


